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ZOLLRECHT 

Neue Leitlinien zum Unions-
zollkodex veröffentlicht 

Im Zuge der Anwendbarkeit des 
Unionszollkodex (UZK) seit dem  
1. Mai 2016 hat die Europäische 
Kommission einige Leitlinien zum 
UZK veröffentlicht.  

Diese Leitlinien sind erläuternder 
Natur und rechtlich nicht bindend. 
Der Unionszollkodex und die dazu 
erlassenen Rechtsakte haben 
Priorität gegenüber den Leitlinien 
und sind vorrangig zu prüfen. 
Daneben kann es nationale Vor-
schriften geben. Die Leitlinien 
bieten sowohl Wirtschaftsbeteilig-
ten als auch den Zollbehörden 
Erläuterungen zur Umsetzung der 
Rechtsvorschriften. Sie sind ein 
dynamisches Hilfsmittel und 
können aufgrund praktischer 
Erfahrungen geändert werden.  

Bislang wurden zu folgenden 
Themenbereichen Leitlinien und 
Informationen veröffentlicht: 

– Data Integration and Harmoni-
sation (DIH): SAD-Leitlinien, 
Leitlinien über akzeptierte und 
nicht akzeptierte Warenbe-
schreibungen sowie Leitlinien 
zur EORI-Nummer jeweils für 
den Übergangszeitraum des 
UZK 

– AEO-Leitlinien 

– Interims-Verwaltungsrichtli-
nien über das Europäische 
System der verbindlichen Zoll-
tarifauskünfte 

– Leitlinien zum Zollwertrecht 

– Zollschulden und Sicherheiten: 
Präsentation zu den Vorschrif-
ten über Zollschulden, Leitli-
nien bezüglich Sicherheiten 
sowie zur Erstattung und dem 
Erlass von Zollabgaben 

– Richtlinien zu den Zollformali-
täten bei Verbringung und Ein-
fuhr 

– Leitlinien über Vereinfachun-
gen bei der Zollanmeldung 

– Anleitung für den Versand 

– Richtlinien zu den besonderen 
Verfahren  

– Ausfuhr: Ausführungen bezüg-
lich der Definition des Ausfüh-
rers sowie der Bevorratung 
von Schiffen 

Die aktualisierten Leitlinien sind 
auf der Internetseite der EU-
Kommission, Generaldirektion 
Steuern und Zollunion, abrufbar. 
Bislang sind die Dokumente nur in 
englischer Sprache verfügbar.  

Die AEO-Leitlinien werden im fol-
genden Beitrag näher dargestellt. 
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Neue Leitlinien zum 
Zugelassenen Wirtschafts-
beteiligten veröffentlicht 

Die Europäische Kommission hat 
ihre Leitlinien zum Zugelassenen 
Wirtschaftsbeteiligten (AEO) aktu-
alisiert. Diese Leitlinien sind recht-
lich nicht bindend und bieten so-
wohl Wirtschaftsbeteiligten als 
auch den Zollbehörden Erläuterun-
gen zur Umsetzung der Rechtsvor-
schriften zum AEO. Sie enthalten 
unter anderem Informationen über 
die verschiedenen Kategorien des 
AEO, welche Vorteile eine AEO-
Zertifizierung bietet oder welche 
Kriterien Wirtschaftsbeteiligte er-
füllen müssen, um AEO zu wer-
den. Mit der nun veröffentlichten 
Überarbeitung hat die Europäische 
Kommission die Leitlinien zum 
AEO an die neuen Rechtsvor-
schriften zum Unionszollkodex 
(UZK), welcher seit dem 1. Mai 
2016 Anwendung findet, ange-
passt. Neben einer stellenweisen 
Umstrukturierung der Leitlinien 
wurden unter anderen folgende 
Informationen neu aufgenommen: 

– Informationen zum nun erfor-
derlichen Nachweis der prakti-
schen und beruflichen Befähi-
gung in unmittelbarem Zusam-
menhang mit der ausgeübten 
Tätigkeit 

– Fristen zur Bearbeitung von 
AEO-Anträgen 

– Hintergrundinformationen zu 
Abkommen über die gegensei-
tige Anerkennung und deren 
Umsetzung 

– Beispiele für Informationen, 
die den Zollbehörden zugäng-
lich gemacht werden sollen 

Die bisher freiwillige Bearbeitung 
des Fragenkatalogs zur Selbstbe-
wertung wird für AEO-Antragstel-
ler mit der Anwendung des Uni-
onszollkodex verpflichtend (Art. 26 
UZK-DA). Dieser Katalog sowie Er-
läuterungen zum Ausfüllen sind im 
Anhang der Leitlinien enthalten. 
Somit steigt der administrative 

Aufwand für die Antragsteller. Die 
aktualisierten Leitlinien sind auf 
der Internetseite der EU-Kommis-
sion, Generaldirektion Steuern und 
Zollunion, abrufbar.  

Umsetzungsverfügung zum 
Unionszollkodex veröffent-
licht 

Die Generalzolldirektion hat eine 
Verfügung zur Umsetzung des 
Unionszollkodex (UZK), der seit 
dem 1. Mai 2016 Anwendung 
findet, veröffentlicht. Diese Verfü-
gung erläutert die mit der Anwen-
dung des UZK einhergegangenen 
Rechtsänderungen unter Berück-
sichtigung der Übergangsregelun-
gen des Transitional Delegated 
Acts (UZK-TDA). Die Umsetzungs-
verfügung enthält Informationen 
zu den neuen UZK-Bestimmun-
gen, unter anderem bezüglich der 
Verwaltungsverfahren, Bewilligun-
gen, Einfuhr und Ausfuhr, dem 
Versand, der Abgabenerhebung 
sowie zu Warenursprung und Prä-
ferenzen. Die bestehenden 
Dienstvorschriften bleiben auch 
nach dem 1. Mai 2016 anwendbar, 
sofern im Einführungserlass und 
der Umsetzungsverfügung keine 
entgegenstehenden Regelungen 
getroffen werden. Im Laufe des 
Jahres werden die Dienstvor-
schriften an die Rechtsänderun-
gen angepasst. Die Umsetzungs-
verfügung ist in der elektronischen 
Vorschriftensammlung der Bun-
desfinanzverwaltung abrufbar. 

ATLAS-Einfuhr: Abwicklung 
Zolllager Typ D und E wie D 
ab 1. Mai 2016 

Das Informationstechnikzentrum 
Bund (ITZBund) hat eine Mittei-
lung im Zusammenhang mit der 
Beendigung des Zolllagerverfah-
rens herausgegeben, die für Wa-
ren gilt, die sich ab dem 1. Mai 
2016 in einem Zolllager des Typs 
D oder des Typs E, das wie Typ D 
bewilligt wurde, befinden. Für 
diese Waren, sind bei der 
Beendigung des Zolllager-
verfahrens durch Überlassung in 

den zollrechtlich freien Verkehr die 
Bemessungsgrundlagen anzu-
melden, die bei der Zollschuld-
entstehung gelten. Dabei ist in 
ATLAS in der EGZ-ZL-Position, die 
auf einen entsprechenden Zugang 
referenziert, im Feld „Kennzeichen 
Neuer Umrechnungskurs“ der 
Wert „J“ anzumelden. 

Die technische Umsetzung kann 
sich allerdings noch verzögern. Da-
her soll die Plausibilisierung des 
Wertes „J“ im Feld „Kennzeichen 
Neuer Umrechnungskurs“ bis vo-
raussichtlich Ende dieses Jahres 
im Fehlerfall nicht zur Ablehnung 
der entsprechenden EGZ-ZL Posi-
tionen führen. Die Einfuhrabgaben 
werden nicht abschließend festge-
setzt, um nach Bewältigung der 
Umstellungsprobleme eine Korrek-
tur zu ermöglichen. Falls Sie die 
EGZ-ZL Positionen bereits wie ur-
sprünglich geplant anmelden kön-
nen, erfolgt, sofern keine anderen 
Gründe vorliegen, die abschlie-
ßende Festsetzung der Einfuhrab-
gaben. 

Auslegung des Begriffs 
„Beförderungskosten“ 

Dem Europäischen Gerichtshof 
wurde am 3. Februar 2016 ein Vor-
abentscheidungsersuchen durch 
den Hoge Raad der Nederlanden 
bezüglich der Auslegung des Be-
griffs „Beförderungskosten“ 
(Art. 32 Abs. 1 Buchst. e Ziff. i 
Zollkodex) im Zusammenhang mit 
der Berechnung des Zollwerts 
nach der Transaktionswertme-
thode vorgelegt. Er soll entschei-
den, ob unter dem Begriff „Beför-
derungskosten“ die von den 
tatsächlichen Beförderern der ein-
geführten Waren in Rechnung ge-
stellten Kosten zu verstehen sind, 
auch wenn diese Beförderer die 
Beträge nicht unmittelbar dem 
Käufer der eingeführten Waren, 
sondern einem von diesem beauf-
tragten Wirtschaftsbeteiligten in 
Rechnung gestellt werden und 
dieser Wirtschaftsbeteiligte dem 
Käufer einen höheren Betrag für 

http://ec.europa.eu/taxation_customs/resources/documents/customs/policy_issues/customs_security/aeo_guidelines_en.pdf
http://ec.europa.eu/taxation_customs/resources/documents/customs/policy_issues/customs_security/aeo_guidelines_en.pdf
http://www.zoll.de/SharedDocs/Downloads/DE/Links-fuer-Inhaltseiten/Fachthemen/Zoelle/Atlas/2016/info_1738_16.pdf?__blob=publicationFile&v=3
http://www.zoll.de/SharedDocs/Downloads/DE/Links-fuer-Inhaltseiten/Fachthemen/Zoelle/Atlas/2016/info_1738_16.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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seine Bemühungen in Bezug auf 
die Durchführung der Beförderung 
in Rechnung stellt.  

Präferenzbehandlung für 
gleiche Waren trotz 
Vermischung 
EuGH, Urteil vom 7. April 2016, 
Az. C-294/14 

Der Präferenzursprung für Roh-
palmkernölsendungen aus ver-
schiedenen Ursprungsländern, für 
die jeweils gültige Ursprungszeug-
nisse vorgelegt wurden, kann 
auch dann anerkannt werden, 
wenn die Waren bei ihrer Beförde-
rung in die Europäische Union im 
Tank eines Frachtschiffs vermischt 
wurden, sofern ausgeschlossen 
werden kann, dass andere – insbe-
sondere nicht präferenzbegüns-
tigte – Erzeugnisse in diesen Tank 
gelangt sind. 

Sachverhalt 
Im vorliegenden Fall führt die Klä-
gerin, die Sojabohnen und Raps zu 
Pflanzenöl und Futtermitteln verar-
beitet, Rohpalmkernöl aus Kolum-
bien, Panama, Costa Rica und Ecu-
ador nach Deutschland zur Über-
lassung in den zollrechtlich freien 
Verkehr ein. Die vier Länder hatten 
jeweils Ursprungszeugnisse für 
das Rohpalmkernöl ausgestellt. 
Ein Teil der Öle wurde beim Trans-
port nach Deutschland in einem 
einzigen Tank vermischt. Die Klä-
gerin beantragte für die gesamte 
Ladung, also auch die Ölmi-
schung, die Anwendung einer Prä-
ferenzbehandlung in Bezug auf die 
Einfuhrabgaben nach dem 
Schema der allgemeinen Zoll-
präferenzen. Das Hauptzollamt 
verweigerte die Präferenz-
behandlung für den Teil der Öle, 
die vermischt wurden. 

Entscheidung 
Der Europäische Gerichtshof 
(EuGH) führt in seinem Urteil aus, 
dass der Kontext, in dem eine Be-
stimmung steht, und die mit ihr 
verfolgten Ziele zu berücksichtigen 
sind, wenn der Wortlaut einer uni 

onsrechtlichen Vorschrift unklar 
ist. Dies ist nach Ansicht des 
EuGH bei den Begriffen „Verände-
rung“, „Umwandlung“ und „Be- 
oder Verarbeitung“ in der Verord-
nung (EWG) Nr. 2454/93 der Fall. 
Für die Gewährung einer Präfe-
renzbehandlung ist unter anderem 
zum einen erforderlich, dass die 
zur Überlassung zum zollrechtlich 
freien Verkehr in der Union ange-
meldeten Erzeugnisse dieselben 
sind wie die, die aus den begüns-
tigten Ländern, als deren Ur-
sprungserzeugnisse sie gelten, 
ausgeführt wurden, und zum an-
deren, dass sie vor der Anmel-
dung zur Überlassung zum zoll-
rechtlich freien Verkehr nicht 
verändert, in irgendeiner Weise 
umgewandelt oder Be- oder Verar-
beitungen unterzogen worden 
sind, die über das zur Erhaltung ih-
res Zustands erforderliche Maß 
hinausgehen. 

Der EuGH argumentiert, dass die 
Vorschrift angesichts ihres Wort-
lauts und ihrer Position im 
Abschnitt für Erzeugnisse mit 
Ursprung in einem APS-Land (All-
gemeines Präferenzsystem) si-
cherstellen soll, dass die angemel-
deten Waren tatsächlich Ur-
sprungserzeugnisse eines APS-
Landes und nicht eines Drittlandes 
sind. Daher kann die Herstellung 
einer Mischung mehrerer Erzeug-
nisse aus APS-Ländern während 
des Transports, die den Inhalt die-
ser Erzeugnisse nicht ändert und 
die keine Zweifel an ihrem Ur-
sprung aufkommen lässt, nicht als 
Veränderung, Umwandlung oder 
Be- oder Verarbeitung angesehen 
werden. Folglich kann der Präfe-
renzursprung für Rohpalmkernöl-
sendungen auch dann anerkannt 
werden, wenn die Waren bei ihrer 
Beförderung in die Europäische 
Union im Tank eines Frachtschiffs 
vermischt wurden, sofern ausge-
schlossen werden kann, dass an-
dere – insbesondere nicht präfe-
renzbegünstigte – Erzeugnisse in 
diesen Tank gelangt sind. 

AUSSENWIRTSCHAFTS-
RECHT 

CETA – Comprehensive 
Economic and Trade 
Agreement 

Die juristische Überprüfung des 
umfangreichen Wirtschafts- und 
Handelsabkommens zwischen der 
EU und Kanada (CETA) wurde 
Ende Februar 2016 abgeschlos-
sen. Das überarbeitete Abkom-
men ist seitdem für die Öffentlich-
keit zugänglich (Europäische 
Kommission, Generaldirektion 
Handel). Im weiteren Schritt muss 
das Abkommen vom EU-Rat ein-
stimmig beschlossen und dem 
EU-Parlament (voraussichtlich ab 
dem 3. Quartal 2016) vorgelegt 
werden. Danach erst kann die Ra-
tifizierung von Seiten der mitglied-
staatlichen Parlamente erfolgen. 
Das Inkrafttreten wird für 2017 
prognostiziert, jedoch wird auch 
über ein vorläufiges Inkrafttreten 
der Regelungsabschnitte, in denen 
die EU volle Kompetenz hat, disku-
tiert.  

Das rund 1600 Seiten lange Doku-
ment umfasst unter anderem die 
Abschaffung von etwa 99 Prozent 
der bisherigen Zölle, legt den ge-
meinsamen Rahmen in Bezug auf 
geistiges Eigentum fest und kon-
stituiert einen gemeinsamen 
Streitbeilegungsmechanismus. 
Die zollrechtlich relevantesten Re-
gelungen ab Inkrafttreten haben 
wir im Folgenden für Sie zusam-
mengefasst: 

Insgesamt sollen 98,6 Prozent der 
Zölle von Seiten der Kanadier eli-
miniert werden, von Seiten der EU 
handelt es sich um 98,7 Prozent 
der Zölle. Im Industriesektor sollen 
100 Prozent der Zölle gesenkt 
werden, 99,6 Prozent (Kanada) 
und 99,4 Prozent (EU) bereits bei 
Inkrafttreten des Abkommens. 
Ausnahmen hiervon bilden einige 
Produkte des Automobilsektors, 
deren Zölle vorerst stufenweise 

http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2014/september/tradoc_152806.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2014/september/tradoc_152806.pdf
http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2014/september/tradoc_152806.pdf
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gesenkt werden sollen, wie bei-
spielsweise die der Position 8703, 
unter welche Benzinfahrzeuge mit 
einem Hubraum von mindestens 
1000 cm³ als auch Dieselfahr-
zeuge mit jeglichem Hubraum fal-
len. Weiterhin wird Kanada seine 
Zölle auf Schiffe über sieben Jahre 
lang stufenweise abbauen.  

In Bezug auf den Fischereisektor 
baut Kanada bei Inkrafttreten des 
Abkommens alle verbleibenden 
Zölle ab, während die EU vorerst 
95,5 Prozent der Zölle abbauen 
möchte.  

Im Bereich der Landwirtschaft 
werden in Zukunft nicht gänzlich 
alle Produkte zollbefreit sein, da 
gerade Fleisch für beide Parteien 
ein heikles Thema ist. Hühnchen- 
und Putenfleisch, Ei und Eipro-
dukte bleiben grundsätzlich von 
den Zollreduzierungen ausge-
schlossen; zollfreie Quoten wer-
den allerdings zum Beispiel für 
Rind- und Schweinefleisch ge-
währt. Für bereits verarbeitete 
landwirtschaftliche Produkte wie 
Weine und Spirituosen sollen die 
Zölle allerdings fallen und auch in-
nerstaatliche Barrieren sollen ab-
geschafft werden. 

Insgesamt wurden viele Anreize 
für einen wirtschaftlicheren 
Handel zwischen den beiden 
Parteien geschaffen, was 
allerdings auch einige Zuge-
ständnisse nach sich zog. So 
werden die Ursprungsregeln vor 
allem für Autos, Textilien, Fisch 
und einige landwirtschaftliche 
Produkte erheblich gelockert, da 
viele kanadische Unternehmen 
unter den strengeren EU-Regeln 
diese wohl nicht hätten einhalten 
können.  

Wir werden Sie über die Entwick-
lung des Freihandelsabkommens 
auf dem Laufenden halten.  

 

STROM- UND ENERGIE-
STEUERRECHT 

Veröffentlichung der „Ver-
ordnung zur Umsetzung uni-
onsrechtlicher Transparenz-
pflichten im Energie- und 
Stromsteuergesetz sowie zur 
Änderung weiterer Verord-
nungen“ vom 4. Mai 2016 

Nachdem bereits am 4. Januar 
2016 der Referentenentwurf den 
Verbänden zur Stellungnahme zu-
gesandt wurde, wurden nunmehr 
die Verordnung zur Umsetzung 
unionsrechtlicher Transparenz-
pflichten im Energie- und Strom-
steuergesetz (EnSTransV) sowie 
die Verordnung zur Änderung der 
Strom- und Energiesteuer-
Durchführungsverordnung am  
17. Mai 2016 in ihrer endgültigen 
Form veröffentlicht. 

Zum Hintergrund der Änderungen 
berichteten wir bereits in unserer 
Januar-Ausgabe der Customs & 
Trade News. Gegenüber dem Ent-
wurf enthält die am 17. Mai 2016 
veröffentlichte Verordnung durch-
aus zu beachtende Änderungen.  

Änderungen in der EnSTransV 
So wurde die Wertgrenze für die 
Befreiung von der Anzeige- oder 
Erklärungspflicht deutlich angeho-
ben. Nun soll die Möglichkeit der 
Befreiung für Begünstigte gege-
ben sein, sofern die Steuerbe-
günstigung in den vorhergehen-
den drei Kalenderjahren einen 
Betrag von 150.000 Euro je Kalen-
derjahr nicht überschritten hat. Da-
mit können gegenüber dem bishe-
rigen Entwurf mehr Unternehmen 
von der Möglichkeit der Befreiung 
von den Anzeige- oder Erklärungs-
pflichten Gebrauch machen. Wich-
tig ist jedoch, den hierfür erforder-
lichen Antrag nach amtlich vorge-
schriebenem Vordruck bis zum  
30. Juni des maßgeblichen Kalen-
derjahres beim zuständigen Haupt-
zollamt zu stellen.  

Die oben genannte Verordnung 
trat am Tag nach ihrer Verkün-
dung, also am 18. Mai 2016, in 
Kraft. Die sich aus der EnSTransV 
ergebenden Anzeige- oder Erklä-
rungspflichten gelten für Steuer-
begünstigungen ab dem 1. Juli 
2016. Nach dem Wortlaut der ent-
sprechenden Regelung würde 
dies bedeuten, dass damit der An-
trag auf Befreiung von der Erklä-
rungs- oder Anzeigepflicht schon 
bis zum 30. Juni 2016 zu stellen 
ist. 

Änderungen in der Energie- und 
Stromsteuer-Durchführungs-
verordnung 
Gegenüber dem bisherigen Refe-
rentenentwurf gab es ebenfalls 
Änderungen in den Energie- und 
Stromsteuer-Durchführungsver-
ordnungen. So sind umfassende 
Regelungen der Verordnung zur 
Schiff- und Luftfahrt gänzlich nicht 
mehr enthalten. Zudem wurde der 
sogenannte räumliche Zusammen-
hang abweichend vom bisherigen 
Entwurf, der sich noch auf un-
mittelbar angrenzende Gebäude 
und Grundstücke sowie geo-
grafisch abgrenzbare Gewerbe- 
und Wohngebiete bezog, nunmehr 
mit einem Radius von 4,5 Kilo-
meter definiert. 

In Kürze werden wir zur vorliegen-
den Verordnung vom 4. Mai 2016 
ausführlicher berichten. 

Energie- und Stromsteuerge-
setz stehen vor weitreichen-
den Änderungen 

Am 26. April 2016 wurde der Dis-
kussionsentwurf eines Zweiten 
Gesetzes zur Änderung des Ener-
gie- und des Stromsteuergesetzes 
veröffentlicht. Das Gesetz soll im 
Frühjahr 2017 in Kraft treten. Die 
Verbände hatten bis zum 19. Mai 
2016 Zeit, eine Stellungnahme 
zum Entwurf abzugeben.  

 
 
 

https://assets.kpmg.com/content/dam/kpmg/pdf/2016/01/ct-newsletter-januar-2016-kpmg-de.pdf
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Hintergrund 
Die Änderung des Gesetzes ist un-
ter anderem notwendig, da be-
stimmte energiesteuerliche Be-
günstigungen auslaufen und es 
einer Neuregelung bedarf. Des 
Weiteren müssen zwingende Vor-
gaben des Rechts der Europäi-
schen Union in nationales Recht 
umgesetzt werden. Dies betrifft 
nicht nur Beihilferegelungen, son-
dern auch Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofes. 
Ebenfalls soll den Entwicklungen 
in der Elektromobilität Rechnung 
getragen und deren technische 
Entwicklung im Stromsteuerge-
setz angemessen berücksichtigt 
werden. 

Änderungen im Energiesteuer-
gesetz  
Das Energiesteuergesetz (Energie-
StG) soll umfassende Änderungen 
erfahren. So wird zum Beispiel 
erstmalig eine Definition des Be-
griffs des Verwenders aufgenom-
men, die helfen soll, bei begüns-
tigten Anlagen mit komplexen 
Beteiligungsstrukturen die zur In-
anspruchnahme von Steuerbe-
günstigungen berechtigte Person 
unabhängig vom Eigentum an der 
Anlage zu bestimmen. Die Steu-
erentlastung für Energieerzeug-
nisse, die zur Stromerzeugung ver-
wendet werden, soll zukünftig 
bereits ab einer Nennleistung 
„von mindestens 1 Megawatt“ 
beantragt werden können (eine 
korrespondierende Regelung der 
Steuerfreiheit des erzeugten 
Stroms in Anlagen mit einer elek-
trischen Nennleistung „von 
weniger als 1 Megawatt“ findet 
sich im Entwurf des Stromsteuer-
gesetzes).  

Darüber hinaus soll unter anderem 
die Verlängerung der Steuerermä-
ßigungen für Erdgas und Flüssig-
gas als Kraftstoff (mit kalendarisch 
abschmelzenden Steuerbegünsti-
gungen) erfolgen. Es soll geregelt 
werden, dass das Auffangen und 
Verflüssigen von kohlenwasser-
stoffhaltigen Dämpfen nicht als 

Herstellung im Sinne des § 6  
EnergieStG gilt. Es wird klarge-
stellt, dass die Steuerentlastung 
für Biokraftstoffe nicht verlängert 
werden soll (§ 50 EnergieStG wird 
ersatzlos aufgehoben). Die Steuer-
entlastung bei Zahlungsausfall 
gemäß § 60 EnergieStG soll 
ebenfalls gestrichen werden. Wei-
tere, vielfältige Neuregelungen 
sollen getroffen werden.  

Änderungen im Stromsteuer-
gesetz  
Auch das Stromsteuergesetz 
(StromStG) soll vielfältige Ände-
rungen erfahren. Neben der Aus-
grenzung von Deponiegas, Klärgas 
und Biomasse aus den erneuerba-
ren Energieträgern sollen klarstel-
lende Definitionen zum Beispiel 
für die Begriffe der Elektromobili-
tät, des stationären Batteriespei-
chers und des Netzes für die allge-
meine Versorgung eingefügt 
werden. Ebenso wie im Energie- 
steuergesetz sollen Steuerbegüns-
tigungen nach dem Stromsteuer-
gesetz als staatliche Beihilfe nur 
noch gewährt werden, wenn da-
neben keine weiteren Betriebsbei-
hilfen für dieselben beihilfefähigen 
Kosten gewährt werden. Die Steu-
erbefreiungen (bisher in § 9 Abs. 1 
Nr. 1-5 StromStG geregelt) sollen 
nunmehr mit teilweise erweiterten 
Voraussetzungen in den §§ 8 a bis 
e geregelt werden. Die Steuerent-
lastung nach § 9a soll bei der Elek-
trolyse auf Strom, der unmittelbar 
an den Elektroden angesetzt wird, 
beschränkt werden. 

Zudem sollen auch weitere Ver-
brauchsteuergesetze (zum Bei-
spiel Tabaksteuergesetz, Kaffee-
steuergesetz etc.) ebenso wie das 
Strom- und Energiesteuergesetz 
um Ermächtigungsgrundlagen 
zum Erlass von Bestimmungen 
bezüglich der zukünftigen 
elektronischen Übermittlung von 
Erklärungen und Anmeldungen 
ergänzt werden. 

Wir werden in Kürze umfassend 
zu den Gesetzesvorhaben geson-
dert informieren. 

Keine Stromsteuerentste-
hung für in einem Versor-
gungsnetz entstandene Um-
spann- und Leitungsverluste 
BFH, Beschluss vom 24. Februar 
2016, Az. VII R 7/15 

Mit Beschluss vom 24. Februar 
2016 entschied der Bundesfinanz-
hof (BFH), dass es stromsteuerlich 
nur ein Versorgungsnetz gibt, das 
nicht in verschiedene Teilnetze 
aufgespalten werden kann, und 
dass mangels Entnahme die 
Stromsteuer für Umspann- und 
Leitungsverluste in einem Versor-
gungsnetz nicht entsteht.  

Streitig war, ob ein Unternehmen 
mit mehreren Betriebsstätten 
grundsätzlich verschiedene Strom-
verteilungsnetze haben kann. Aus-
gehend hiervon war in der Folge 
zu entscheiden, ob nur Umspann- 
und Leitungsverluste in „echten“ 
Versorgungsnetzen nicht der 
Stromsteuer unterliegen, sprich 
solchen, die auch der Leistung von 
Strom an Letztverbraucher bzw. 
Versorger dienen. Der BFH ent-
schied, dass der Begriff „Versor-
gungsnetz“ in § 5 Abs. 1 
Stromsteuergesetz einheitlich aus-
zulegen ist und die Gesamtheit 
des Stromverteilungsnetzes eines 
Unternehmens an allen Betriebs-
stätten umfasst. Eine Aufspaltung 
in verschiedene Verteilungsnetze 
der jeweiligen Betriebsstätten sei 
nicht möglich, mit der Folge, dass 
Umspann- und Leitungsverluste 
im gesamten Versorgungsnetz 
nicht der Stromsteuer unterliegen. 

Anders sei dies nach Auffassung 
des BFH beim Selbstverbrauch 
von Eigenerzeugern zu beurteilen: 
Da in diesem Falle die Steuerent-
stehung nach dem Gesetzeswort-
laut nicht von einer Entnahme aus 
einem Versorgungsnetz abhängt, 
seien entsprechende Verluste ab-
weichend zu beurteilen.  



 Customs & Trade News | 6 

© 2016 KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, ein Mitglied des KPMG-Netzwerks unabhängiger Mitgliedsfirmen, die KPMG International Cooperative („KPMG International“),  
einer juristischen Person schweizerischen Rechts, angeschlossen sind. Alle Rechte vorbehalten. 

Besteuerung von Fehlmen-
gen nach einer Beförderung 
unter Steueraussetzung  
EuGH, Urteil vom 28. Januar 2016, 
Az. C-64/15 

Trifft bei der Beförderung ver-
brauchsteuerpflichtiger Waren un-
ter Steueraussetzung eine Teil-
menge nicht am Bestimmungsort 
ein, ist deren Beförderung nicht 
ordnungsgemäß beendet. Dies gilt 
als Unregelmäßigkeit und hat die 
Überführung in den steuerrecht-
lich freien Verkehr zur Folge. So-
mit entsteht für die Fehlmenge ein 
Verbrauchsteueranspruch in dem 
Mitgliedstaat, in dem die Unregel-
mäßigkeit entdeckt wurde.  

Sachverhalt 
Im Januar 2011 verschiffte BP 2,4 
Millionen Liter Gasöl unter Steuer-
aussetzung von einem niederländi-
schen in ein deutsches Steuerla-
ger. Der Inhaber des deutschen 
Steuerlagers stellte bei der Anlie-
ferung fest, dass 0,202 Prozent 
bzw. 4.854 Liter weniger Gasöl an-
gekommen waren als angemeldet. 
Nach Abzug der von der deut-
schen Verwaltung allgemein ak-
zeptierten Toleranzschwelle für 
Fehlmengen von 0,2 Prozent ver-
blieb eine Differenz von 0,002 Pro-
zent. Dafür setzte das Hauptzoll-
amt Hamburg-Stadt Energiesteuer 
in Höhe von 24,93 Euro fest. 

Entscheidung 
In dem Vorabentscheidungs- 
verfahren hat der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) entschieden, un-
ter welchen Voraussetzungen der 
Verbrauchsteueranspruch entsteht 
und welcher Mitgliedstaat für die 
Steuererhebung zuständig ist, 
wenn nur eine Teilmenge der un-
ter Steueraussetzung beförderten 
Waren nicht am Bestimmungsort 
ankommt. Der EuGH stellt in sei-
nem Urteil klar, dass die Beförde-
rung verbrauchsteuerpflichtiger 
Waren in einem Verfahren der 
Steueraussetzung dann endet, 
wenn der Empfänger nach der 

vollständigen Entladung der er-
haltenen Waren deren genaue 
Menge feststellen kann. Stellt der 
Empfänger eine Fehlmenge fest, 
wurde ihre Beförderung nicht ord-
nungsgemäß beendet. Dies stellt 
eine Unregelmäßigkeit dar, die 
notwendigerweise zur Entnahme 
aus dem Verfahren der Steueraus-
setzung führt und somit als in den 
freien Verkehr überführt gilt. Da 
der Ort, an dem die Unregelmä-
ßigkeit begangen wurde, im vorlie-
genden Fall nicht bestimmt wer-
den kann, gilt sie als in dem 
Mitgliedstaat eingetreten, in dem 
sie entdeckt wurde, hier in 
Deutschland. Folglich entsteht der 
Steueranspruch in Deutschland. 

Darüber hinaus hat der EuGH zu 
dem Fall, dass nur eine Teilmenge 
am Bestimmungsort eintrifft und 
mangels Unregelmäßigkeit keine 
Überführung der restlichen Waren  
in den freien Verkehr zur Folge 
hat, Stellung genommen. Treffen 
verbrauchsteuerpflichtige Waren 
nicht am Bestimmungsort ein und 
wurde während der Beförderung 
keine Unregelmäßigkeit festge-
stellt, gilt eine Unregelmäßigkeit 
als im Abgangsmitgliedstaat und 
zu dem Zeitpunkt begangen, zu 
dem die Beförderung begonnen 
hat. Der EuGH führt aus, dass dies 
nicht nur dann gilt, wenn die ge-
samte Menge der beförderten 
Waren nicht am Bestimmungsort 
eintrifft, sondern auch, wenn wie 
im vorliegenden Fall nur eine Teil-
menge der beförderten Waren be-
troffen ist.

  

 

German Tax Facts 
Die neue Steuer-App von 
KPMG 
Wissenswertes zu Steuern für 
Unternehmen, Investoren und 
Arbeitnehmer: die German Tax 
Facts – App von KPMG ist in 
deutscher und englischer 
Sprache erhältlich. Sie steht im 
Apple App Store und im 
Google Play Store kostenfrei 
zum Download zur Verfügung. 
Nähere Infos zur German Tax 
Facts App und Links zu den 
App Stores finden Sie auf 
unserer Website. 

https://home.kpmg.com/de/de/home/themen/2015/12/german-tax-facts.html
https://home.kpmg.com/de/de/home/themen/2015/12/german-tax-facts.html
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